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BtOG/BtRegVO-E Registrierungsverfahren – 

Besonderheiten Betreuungsvereine 

Vorschlag der AG Betreuungsvereine im Kasseler Forum 

 

 

Die im Entwurf der BtRegVO-E detailliert beschriebene Sachkunde begrüßen wir als 
Voraussetzung für die berufliche Betreuer*innentätigkeit. Die Erklärung des Kasseler 
Forums zu Eignungsvoraussetzungen aus dem Jahre 2012 bestätigt grundsätzlich 
diese Anforderungen.  

 

1. Herausforderungen für Betreuungsvereine 

Nichtsdestotrotz stellt die zu befürwortende Registrierung von Vereinsbetreuer*innen 
mit dem Erfordernis des Sachkundenachweises die Betreuungsvereine vor besondere 
Herausforderungen. 

 

a. Betreuungsvereine bieten Gewähr für Qualität 

Betreuungsvereine müssen gem. § 14 Abs. 1 Nr. 2 BtOG (bzw. § 1908f Abs. 1 Nr. 1 
BGB) bereits im Anerkennungsverfahren nachweisen, dass sie eine ausreichende 
Zahl geeigneter Mitarbeiter haben, diese beaufsichtigen, weiterbilden, versichern und 
einen Erfahrungsaustausch (Supervision o.ä.) ermöglichen. Dies wird regelmäßig 
(jährlich) durch die überörtliche Betreuungsbehörde überprüft. Daher sind im 
Registrierungsverfahren Vereinfachungen für die Vereine sinnvoll.  

Zur Eignung der beruflichen Betreuer*innen gehören die persönliche Eignung und die 
erforderliche Sachkunde. Diese werden im Bewerbungsverfahren bei einer 
Neuanstellung bereits durch den Betreuungsverein geprüft und nachgewiesen. Die 
Studie zur Qualität in der rechtlichen Betreuung aus dem Jahre 2016/2017 hat 
ergeben, dass in Betreuungsvereinen etwa 90% Hochschulabsolventen als berufliche 
Betreuer*innen tätig sind; davon zum größten Teil Absolvent*innen des Studiengangs 
Soziale Arbeit. Damit wird in den Betreuungsvereinen ein hoher Qualitätsstandard 
bereitgestellt.  

Betreuungsvereine garantieren mit ihrer Struktur und der Möglichkeit von „Training-on-
the-job“ die Vermittlung von Sach- und Anwenderkenntnissen. Dabei werden die 
neuen Mitarbeitenden (mit einer geringeren Fallzahl) von Beginn an als rechtliche 
Betreuer*in bestellt und durch erfahrene Kolleg*innen und Vorgesetzte über einen 
Zeitraum von ca. einem Jahr eng begleitet und unterstützt. Darüber hinaus gehören 
Teamarbeit, kollegiale Beratung und Supervision zum unterstützenden Angebot der 
Betreuungsvereine. 

Aus Sicht der AG Betreuungsvereine im Kasseler Forum erscheint es daher denkbar 
und vertretbar, eine Anstellung im Betreuungsverein als anderweitigen Nachweis der 
Sachkunde i. S. d. § 7 BtRegVO-E auszugestalten, wenn und soweit der 
Betreuungsverein bestimmte Qualitätskriterien erfüllt. Hierzu sogleich (Punkt 2.). 
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b. Arbeitsrechtliche Besonderheiten in Betreuungsvereinen  

Vereinfachungen im Registrierungsverfahren für Betreuungsvereine sind dringend 
erforderlich: Zur Refinanzierung der Tätigkeit im Betreuungsverein müssen neu 
eingestellte Mitarbeitende von Beginn an als rechtliche Betreuer*in bestellt bzw. als 
Beauftragte/r der Vereinsbestellung benannt werden können.  

Bei Neueinstellungen besteht eine Probezeit von einem halben Jahr. Innerhalb dieser 
Zeit muss die Registrierung der Vereinsbetreuer*in abgeschlossen sein. Andernfalls 
kann der Verein den Mitarbeitenden praktisch nicht mehr kündigen. Eine Verlängerung 
der Probearbeitszeit ist aus arbeitsrechtlichen Gründen, z.B. auch Tarifverträgen, nicht 
möglich.  

Bei Einstellungen neuer Mitarbeitenden aus dem gleichen Verband oder 
Stellenumbesetzungen innerhalb des Vereins gibt es keine Probezeit. Eine 
Registrierung müsste nach jetzigem Entwurfsstand der BtRegVO-E aber 
vorgenommen werden.  

In all diesen Fällen ist demnach das – insbesondere finanzielle – Risiko einer nicht 
erfolgreichen Registrierung stets vom Verein zu tragen. 

 

c. Fehlende Vereinfachungen im Registrierungsverfahren sind für Vereine 
existenzbedrohend 

Für Betreuungsvereine kann es existenzbedrohend sein, wenn es für sie im 
Registrierungsverfahren keine Vereinfachungen gibt. Denn ohne entsprechende 
Refinanzierung ist es den Betreuungsvereinen unmöglich, qualifizierte Mitarbeitende 
zu finden, die ggfs. fortgebildet werden müssen, um die Registrierung zu erlangen.  

In diesem Zusammenhang genügt auch die in § 13 Abs. 1 VBVG n. F. vorgesehene 
Möglichkeit nicht, dem Betreuungsvereinen auch dann eine Vergütung zu bewilligen, 
wenn der Mitarbeitende spätestens sechs Monate nach Beginn seiner Tätigkeit für den 
Betreuungsverein registriert ist.  

Innerhalb der ersten sechs Monate lernt der neue Mitarbeitende den Verein und seine 
Arbeitsweise kennen (Kolleg*innen, Vorgesetzte, Gremienarbeit usw.) und  übernimmt 
ca. 20 Betreuungen (neue und „alte“ von Kolleg*innen). Hierzu sind 
Kennenlerngespräche mit rechtlich Betreuten, Aktenstudium, Übergabegespräche mit 
bisherigen Betreuer*innen, Hausbesuche und/oder Einrichtungsbesuche erforderlich. 
Wenn daneben auch noch einzelne Module eines Sachkundelehrgangs absolviert 
werden sollen, sind sechs Monate deutlich zu knapp bemessen.  

Wenn bisher nicht registrierte Vereinsbetreuer*innen von einem Betreuungsverein 
angestellt werden, dann aber innerhalb der Probezeit ausscheiden und daher auch 
nach sechs Monaten nicht registriert sind, so dass nach § 13 Abs. 1 S. 3 VBVG n. F. 
keine Vergütungen für ihre Arbeit zu erlangen sind, hätte der Betreuungsverein nach 
dem Arbeitsvertrag zwar Arbeitslöhne zu bezahlen und Ausbilder vorzuhalten, aber ein 
unkalkulierbares Risiko bei jeder Neueinstellung zu tragen. Hierzu fügen wir eine 
Kostenkalkulation bei, aus der hervorgeht, welche finanziellen Auswirkungen die 
mangelnde Refinanzierung des Registrierungsverfahrens für Betreuungsvereine hat.  

 

2. Sachkundenachweis – Anstellung im Betreuungsverein als anderweitiger 
Nachweis i. S. d. § 7 BtRegVO-E 
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Wir halten es dennoch für notwendig, (neue) Mitarbeitende eines Betreuungsvereins 
einer Prüfung der Sachkunde zu unterziehen wie bei allen beruflichen Betreuer*innen. 
Alles andere würde dem Ziel des Gesetzes, u. a. die Qualität in der Berufsbetreuung 
sicherzustellen, zuwiderlaufen.  

 

a. Anderweitiger Nachweis i. S. d. § 7 BtRegVO-E 

Um das bisher ausgearbeitete System bestehend aus Sachkundenachweis, 
Zertifizierung des Sachkundelehrgangs etc. beizubehalten und möglichst weiter 
gehenden Änderungsbedarf – ggf. auch im BtOG – zu vermeiden, sehen wir § 7 
BtRegVO-E als möglichen Anknüpfungspunkt, um Betreuungsvereinen eine 
refinanzierungsfähige Möglichkeit der Neueinstellung von Vereinsbetreuer*innen zu 
ermöglichen und gleichzeitig die Qualitätskriterien für Berufsbetreuer*innen zu erfüllen. 

Gemäß § 4 Nr. 3 BtRegVO-E kann die nach § 23 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 BtOG erforderliche 
Sachkunde für Berufsbetreuer*innen durch anderweitige Nachweise erbracht werden. 

Wie bereits eingangs erwähnt, müssen Betreuungsvereine im Anerkennungsverfahren 
bereits bestimmte Kriterien erfüllen. Diese allein halten wir nicht für ausreichend, um 
eine Anstellung im Betreuungsverein als anderweitigen Nachweis i. S. d. § 7 
BtRegVO-E anzuerkennen. Daher sind bestimmte weitere Qualitätskriterien 
festzulegen, die Vereine erfüllen müssen, damit die Anstellung im Verein als 
anderweitiger Nachweis der Sachkunde gem. § 7 BtRegVO-E angesehen werden 
kann. Erfüllt der Verein – selbst oder in einem vertraglich abgesicherten Verbund – die 
unten näher definierten Qualitätskriterien, bietet er hinreichend Gewähr dafür, dass die 
jeweilige Person, die entsprechenden Anforderungen der Sachkunde erfüllt. Denn der 
Arbeitgeber Betreuungsverein verpflichtet sich, durch die Ausübung von Weisungs- 
und Kontrollbefugnissen die Sachkunde innerhalb des Betreuungsvereins durch 
geeignete interne Fortbildungen sicherzustellen. 

 

b. Qualitätskriterien für Betreuungsvereine 

Voraussetzung ist, dass der Verein personell, fachlich und strukturell in der Lage ist, 
seine Mitarbeitenden entsprechend der geforderten Sachkunde aus- und fortzubilden. 
Als Qualitätskriterien sind aus Sicht der AG Betreuungsvereine im Kasseler Forum 
folgende Voraussetzungen notwendig:  

- Der Verein muss über fachlich geeignetes Personal (d. h. registrierte 
Vereinsbetreuer*innen) verfügen. 

- Der Verein muss ein Fortbildungskonzept vorlegen. Aus diesem muss sich 
ergeben, dass der Verein ggf. auch im Wege von Kooperationsvereinbarungen 
mit anderen Institutionen (Betreuungsvereinen, übergeordneten Trägern, 
Dachverbänden, Landesarbeitsgemeinschaften etc.) in der Lage ist, seine 
Mitarbeitenden entsprechend aus- und fortzubilden. 

- Im Verein müssen auch dafür interne Kontrollstrukturen bestehen.  
- Im Verein muss ein ausgeprägtes Qualitätsmanagement (insbesondere 

Supervision und/oder kollegiale Fallbesprechung, Fortbildungen, Verpflichtung 
zum kollegialen Austausch – ggfs. auch mit anderen Vereinen, 
Mentorenschaften) vorhanden sein. 

- Der Anleiter, der für die Einarbeitung und Fortbildung der Mitarbeitenden 
zuständig ist, muss über eine entsprechende fachliche Qualifikation verfügen 
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(d. h. registrierte Vereinsbetreuer*in mit Hochschulabschluss und mindestens 
3jähriger Berufserfahrung). 

Das Vorliegen dieser Voraussetzungen prüft – wie auch die Anerkennung eines 
anderweitigen Nachweises gem. § 7 Abs. 3 BtRegVO-E – die nach Landesrecht 
zuständige Behörde. Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen erteilt sie auf Antrag des 
Vereins einen entsprechenden Bescheid. Dieser Bescheid dient neben dem 
Anstellungsvertrag als anderweitiger Nachweis, der der Registrierungsbehörde 
vorzulegen ist.  

 

c. Vorläufige Registrierung nicht notwendig 

Das Erfordernis einer vorläufigen Registrierung der Vereinsbetreuer*in entfällt somit. 
Der zu einer solchen Ausbildung befähigte Verein ist bei Erfüllung der 
Qualitätskriterien von vornherein eine anerkannte Institution, die Gewähr dafür bietet, 
dass der Antragsteller die erforderliche Sachkunde besitzt bzw. erwirbt. Die 
Fortbildung übernimmt der Verein als geprüfte und anerkannte Institution selbst. 
Hierdurch können neu eingestellte Mitarbeitende sofort – ggf. unter Anleitung – 
rechtliche Betreuungen übernehmen und der Verein erhält die volle Vergütung.  

 

d. Erlöschen der Registrierung mit Ausscheiden aus dem Verein 

Der Vorschlag sieht keine Prüfungen für die Erreichung der Sachkundeziele vor. Es 
muss daher bei Beendigung der Tätigkeit im Verein die Registrierung erlöschen, da 
ansonsten entgegen dem Grundgedanken von § 7 BtRegVO-E ein Weg zur Erlangung 
eines Sachkundenachweises über schlichte Arbeitszeugnisse ermöglicht würde.  

 

e. Regelungsvorschlag zu § 7 BtRegVO-E 

Auf dieser Grundlage schlagen wir folgende Regelung für § 7 BtRegVO-E vor: 

 

§ 7 Anderweitiger Nachweis der Sachkunde  

(1) ((unverändert)) Die für die Registrierung erforderliche Sachkunde kann der 
Antragsteller auch durch die Vorlage von Abschlusszeugnissen oder sonstigen 
Leistungsnachweisen aus Studien-, Aus- oder Fortbildungsgängen, falls notwendig 
auch in Verbindung mit weiteren Unterlagen, aus denen sich die Kenntnisse nach § 3 
ergeben, nachweisen. In diesem Fall ist die Teilnahme an einem nach § 8 Absatz 1 
anerkannten Sachkundelehrgang nicht erforderlich.  

(2) ((unverändert)) Kann der Antragsteller nur Teilbereiche der Kenntnisse nach § 3 
anderweitig nachweisen, hat er im Übrigen seine Sachkunde durch den erfolgreichen 
Abschluss eines oder mehrerer Module eines nach § 8 Absatz 1 anerkannten 
Sachkundelehrgangs nachzuweisen.  

(3) ((unverändert)) Ein anderweitiger Nachweis ist nur geführt, soweit die 
nachgewiesenen Kenntnisse nach Inhalt und Umfang den in § 6 Absatz 2 und 3 in 
Verbindung mit der Anlage vorgesehenen Modulen des Sachkundelehrgangs 
entsprechen. Über den anderweitigen Nachweis ist dem Antragsteller von der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde ein gesonderter Bescheid zu erteilen. Ein Antrag 
auf Anerkennung als anderweitiger Nachweis kann bereits vor dem 
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Registrierungsantrag gestellt werden. Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann 
in Zweifelsfällen eine Stellungnahme der nach § 8 zuständigen Behörde einholen. 

(4) ((unverändert)) Antragsteller mit der Befähigung zum Richteramt müssen nur 
Kenntnisse nach den Modulen 5 und 11 nachweisen. Im Übrigen gilt die für die 
Registrierung erforderliche Sachkunde als nachgewiesen.  

(5) ((unverändert)) Antragsteller, die ein Studium der Sozialpädagogik oder der 
Sozialen Arbeit abgeschlossen haben, müssen Kenntnisse nach den Modulen 1 bis 8 
nachweisen; im Übrigen gilt ihre für die Registrierung erforderliche Sachkunde als 
nachgewiesen. 

(6) 1Für Antragsteller, die in einem Betreuungsverein angestellt sind, gilt die für die 
Registrierung erforderliche Sachkunde als nachgewiesen, wenn der Betreuungsverein 
fachlich, personell und strukturell gewährleistet, seinen Mitarbeitenden die 
erforderliche Sachkunde zu vermitteln. 2Das ist der Fall, wenn 

1. der Verein selbst über hierfür fachlich geeignetes Personal oder mindestens 
einen registrierten Vereinsbetreuer mit mindestens dreijähriger Berufserfahrung 
im Verein und durch einen weiteren registrierten Vereinsbetreuer in einem 
weiteren Verein innerhalb des Verbandes, der sich zu einer 
Ausbildungsgemeinschaft vertraglich verpflichtet hat, verfügt, 

2. sichergestellt ist, dass die Anleitung neuer Mitarbeitenden durch einen 
registrierten Vereinsbetreuer mit Hochschulabschluss und mindestens 
dreijähriger Berufserfahrung erfolgt, 

3. der Betreuungsverein ein Fortbildungskonzept für Mitarbeitende vorlegt, 
4. interne besondere Kontrollstrukturen für die Tätigkeit der neuen Mitarbeitenden 

und  
5. ein Qualitätsmanagement, insbesondere Supervision, Möglichkeit zum 

kollegialen Austausch, Mentorenschaften, Möglichkeit der Hospitation in einem 
anderen Verein gewährleistet sind.  

3Vom Vorliegen eines Fortbildungskonzepts nach Nummer 3 ist auch dann 
auszugehen, wenn durch Kooperationsvereinbarungen mit anderen Institutionen, 
insbesondere anderen Betreuungsvereinen und deren Dachverbänden, 
übergeordneten Trägern und Landesarbeitsgemeinschaften gewährleistet ist, dass 
Mitarbeitende aus- und fortgebildet werden. 4Auf Antrag des Betreuungsvereins erteilt 
die nach Landesrecht zuständige Behörde einen Bescheid, wonach eine Anstellung 
im jeweiligen Betreuungsverein als anderweitiger Nachweis anzusehen ist. Das 
Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 und 2 prüft die nach Landesrecht 
zuständige Behörde in regelmäßigen Abständen, mindestens aber alle 5 Jahre. 5Der 
Antragsteller weist die erforderliche Sachkunde durch Vorlage des 
Anstellungsvertrages mit dem Betreuungsverein und einer Kopie des Bescheids nach 
Satz 4 nach. 6Scheidet der Antragsteller aus dem Arbeitsverhältnis aus, teilt der 
Betreuungsverein dies unverzüglich der Stammbehörde mit. 7Die Registrierung 
erlischt mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses. 

 

3. Vorläufige Registrierung von Vereinsbetreuer*innen 

Sollte es nicht durchsetzbar sein, die Anstellung im Betreuungsverein als 
anderweitigen Nachweis i. S. d. § 7 BtRegVO-E anzuerkennen, ist zumindest im Wege 
eines Reparaturgesetzes im BtOG aufzunehmen, dass Vereinsmitarbeitende vorläufig 
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als Berufsbetreuer*innen registriert werden und die Möglichkeit haben, ggf. fehlende 
Sachkundenachweise innerhalb eines Jahres nach der Registrierung nachzureichen.  

Aus unserer Sicht löst die vorläufige Registrierung die eingangs genannten 
Herausforderungen aber nicht gänzlich. Daher weisen wir auf Folgendes hin:  

Zu klären ist, welche vergütungsrechtlichen Folgen ein ggf. erfolgloses Absolvieren 
des Sachkundelehrgangs für die Betreuungsvereine hat. Sollten in diesem Fall 
Rückforderungsansprüche erhoben werden, ist dies für Betreuungsvereine ebenfalls 
existenzbedrohend. Mitunter sind die Folgen sogar noch weitreichender: Denn der 
Verein kann sich aufgrund des Ablaufs der Probezeit nicht mehr von diesem 
Mitarbeitenden trennen, muss ihn aber vergüten und gleichzeitig 
Rückforderungszahlungen leisten.  

Des Weiteren löst eine vorläufige Registrierung nicht das oben genannte 
arbeitsrechtliche Problem. Der Mitarbeitende ist aufgrund des Ablaufs der Probezeit 
nicht ohne weiteres kündbar, der Verein muss ihn aber weiterhin vergüten, kann ihn 
aber mangels erfolgreichem Sachkundelehrgang in der Betreuungstätigkeit nicht 
einsetzen. 

 

4. Weitere Regelungsbedarfe 

Aus Sicht der AG Betreuungsvereine im Kasseler Forum ergeben sich aufgrund der 
Besonderheiten der Betreuungsvereine darüber hinaus weitere Änderungs- und 
Regelungsbedarfe.  

 

a. Berufshaftpflichtversicherung  

Gemäß § 10 BtRegVO müssen Berufsbetreuer*innen eine entsprechende 
Berufshaftpflichtversicherung vorweisen. Die Mitarbeitenden der Betreuungsvereine 
sind i. d. R. über die Berufshaftpflichtversicherung des Betreuungsvereins 
abgesichert. Die Vorlage einer gesonderten Berufshaftpflichtversicherung ist daher 
überflüssig.  

Demnach befürworten wir die Aufnahme einer Regelung in § 10 BtRegVO-E, wonach 
Vereinsmitarbeitende das Bestehen eines Haftpflichtversicherungsschutzes auch 
durch eine Bescheinigung erbringen können, aus der sich ergibt, dass alle beim Verein 
nach § 14 Abs. 1 Nr. 2 BtOG mit Betreuungsangelegenheiten befassten Personen 
ausreichend versichert sind.  

In diesem Zusammenhang ist aber zu berücksichtigen, dass bei einem Ausscheiden 
aus dem Verein und dem Schritt in die Selbstständigkeit der ausscheidende 
Mitarbeitende den Nachweis der Berufshaftpflichtversicherung nunmehr erbringen 
muss. Daher sollten Vereine verpflichtet sein, der Stammbehörde das Ausscheiden 
von Mitarbeitenden mitzuteilen.  

 

b. Mitteilung der Organisationsstruktur 

Gemäß § 11 BtRegVO-E müssen Berufsbetreuer*innen Angaben über die 
Organisationsstruktur tätigen. In dieser Vorschrift findet die Anstellung in einem 
Betreuungsverein keine ausreichende Berücksichtigung. Die Organisationstruktur 
sowie der Bestand über die geführten Betreuungen aller Vereinsbetreuer*innen wird 
der überörtlichen Betreuungsbehörde jährlich mitgeteilt. Insofern sind die Mitteilungen 
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des zeitlichen Gesamtumfangs und die Organisationsstruktur der beruflichen 
Betreuungstätigkeit im Betreuungsverein auch über das Anstellungsverhältnis 
geregelt. Daher erübrigt sich eine solche Angabe. Diese ist stattdessen mit der Vorlage 
des Anstellungsvertrages im Betreuungsverein bereits erbracht. 

Allerdings ist auch hier zu berücksichtigen, dass bei einem Ausscheiden aus dem 
Verein und dem Schritt in die Selbständigkeit der ausscheidende Mitarbeitende auf 
diese Organisationsstrukturen nicht mehr zugreifen kann und daher entsprechende 
Mitteilungen nachholen muss. Deswegen sollten Vereine verpflichtet sein, der 
Stammbehörde das Ausscheiden von Mitarbeitenden mitzuteilen. 

 

c. Sonderreglung für Vereine im Registrierungsverfahren – Vorschläge Herr 
Deinert 

Entsprechend der bereits von Herrn Deinert erläuterten und vorgeschlagenen 
Regelungen für Betreuungsvereine spricht sich auch die AG Betreuungsvereine im 
Kasseler Forum dafür aus, weitere Sonderreglungen für Vereine im Rahmen des 
Registrierungsverfahrens aufzunehmen.  

 

§ 12 BtRegVO-E könnte wie folgt lautet: 

§ 12 Gespräch zur Feststellung der persönlichen Eignung  

(1) An dem persönlichen Gespräch zur Feststellung der persönlichen Eignung nach 
§ 24 Absatz 2 des Betreuungsorganisationsgesetzes sollen neben dem 
Antragsteller mindestens zwei weitere Personen teilnehmen, von denen 
mindestens eine über eine dreijährige Berufserfahrung auf dem Gebiet der 
rechtlichen Betreuung verfügt. Ist der Antragsteller Mitarbeiter eines 
Betreuungsvereins, kann eine vom Betreuungsverein benannte Person auf 
Wunsch des Antragstellers und des Betreuungsvereins hinzugezogen werden. 

(2) Das Gespräch ist zu protokollieren. 

 

 

§ 13 BtRegVO-E könnte wie folgt gefasst werden: 

§ 13 Registrierungsverfahren 

(1) Anträge nach § 24 Absatz 1 des Betreuungsorganisationsgesetzes sind in 
Textform zu stellen.  

(2) Der Betreuungsverein ist im Registrierungsverfahren eines Vereinsbetreuers 
als weiterer Beteiligter hinzuzuziehen.  

(3) Betrifft ein Registrierungsverfahren einen Vereinsbetreuer, teilt die 
Stammbehörde die Entscheidungen auch dem Betreuungsverein, in dem der 
Vereinsbetreuer angestellt ist, mit. 

(4) Der Betreuungsverein teilt der Stammbehörde das Ausscheiden eines 
registrierten Vereinsbetreuers aus dem Beschäftigungsverhältnis unverzüglich 
mit. 

(5) Von Zeugnissen und Nachweisen, die nicht in deutscher Sprache ausgestellt 
sind, kann die Vorlage einer Übersetzung verlangt werden 
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d. Registrierungsgebühren § 14 BtRegVO-E 

Die Betreuungsvereine haben seit Jahren erhebliche Probleme qualifiziertes Personal 
zu finden. Absolvent*innen des Studiengangs Soziale Arbeit können sich ihren 
Tätigkeitsbereich unter einem großen und breiten Angebot aussuchen. Die 
Betreuungsvereine werden daher die Kosten des Sachkundelehrgangs und der 
Registrierung übernehmen müssen, wenn sie Bewerber*innen nicht unnötig 
abschrecken wollen.  

Jedoch ist die finanzielle Situation der Betreuungsvereine weiterhin sehr angespannt. 
Die Vergütungserhöhung 2019 hat nur eine kurzfristige Erleichterung gebracht. Es ist 
erneut zu fürchten, dass Vereine dieses Arbeitsfeld aufgeben, wenn nicht 
entsprechende Anreize und eine Kompensation für die neu hinzugekommenen 
(finanziellen) Belastungen geschaffen werden.  

Denkbar wäre daher, die Registrierungsgebühren für Vereinsbetreuer*innen zu 
senken. 

 

28.Oktober 2021 

 

Anlage  

Finanzielle Auswirkungen des Sachkundenachweises für Vereinsbetreuer  

BdB Stand 18. Oktober 2021 


